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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Sommersemester 2025 von der Juristischen 
Fakultät der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf als Dissertation angenommen. 
Die Disputation fand im Juli 2025 statt. Rechtsprechung und Literatur wurden für 
die Veröffentlichung aktualisiert und bis einschließlich August 2025 berücksichtigt.

Betreut wurde die Arbeit von Frau Prof. Dr. Katharina Lugani, an deren Lehr
stuhl ich von 2017 bis 2019 tätig war. Sie hat mir die Möglichkeit eröffnet, ein 
Thema zu bearbeiten, das nicht im Zentrum ihrer eigenen Forschung steht. 
Gleichwohl hat sie meine Arbeit stets mit großer Offenheit begleitet und durch 
wertvolle Impulse maßgeblich zum Gelingen beigetragen. Dafür danke ich ihr 
herzlich.

Frau Prof. Dr. Nicola Preuß danke ich für die zügige Erstellung des Zweitgut
achtens sowie für die fachlich bereichernde Diskussion im Rahmen der Disputation, 
zu der auch Herr Prof. Dr. Jan Busche maßgeblich beigetragen hat.

Für die wissenschaftlich anregende und persönlich angenehme Zeit am Düssel
dorfer Lehrstuhl danke ich meinen ehemaligen Kolleginnen und Kollegen. Beson
ders Dr. Duy Tuong Huynh hat mit seiner sorgfältigen Durchsicht des Manuskripts 
wesentlich zum Entstehen der Arbeit beigetragen.

Ein besonderer Dank gilt auch Dr. Johann Jakob Stachow. Wir kennen uns seit 
gemeinsamen Studienjahren in Freiburg. In Düsseldorf ist er mir zu einem engen 
Freund geworden, der das Dissertationsprojekt auch über unsere gemeinsame 
Düsseldorfer Zeit hinaus mit großem Engagement unterstützt hat.

Abgeschlossen habe ich die Arbeit während meines Referendariats am Landge
richt Heidelberg. In dieser Zeit habe ich Dr. Alexander Andreas kennengelernt, 
dessen persönliche Zusprache in der letzten Phase der Dissertation eine maßgebli
che Unterstützung darstellte.

Auf besondere Weise hat auch meine Familie zum Gelingen dieser Arbeit bei
getragen. Zunächst sind hier meine Großeltern zu nennen. Ich hatte das große 
Glück, fünf wunderbar herzliche Menschen von klein auf in meinem Leben zu 
wissen. Besonders hervorheben möchte ich meinen Großvater Leo Conen, der mich 
in Düsseldorf regelmäßig zum Mittagessen traf und sich stets mit beeindruckender 
Neugier und geistiger Beweglichkeit für meine Arbeit interessierte.

Mein besonderer Dank gilt auch meinen Eltern, Dr. Rita Eisenbach und 
Dr. Andris Conen, sowie meinem Bruder Dr. Tim Conen, die mich immer liebevoll 
und bedingungslos unterstützen und, wenn nötig, auch kritisch hinterfragen.



Der größte Dank gilt aber meiner Ehefrau, Dr. Alix Schulz. Ihre Unterstützung 
war vom ersten bis zum letzten Tag von unschätzbarem Wert. Ihre Fähigkeit, bei 
jeder juristischen Argumentation sofort die Schwachstelle zu erkennen, ließ mich 
manches Mal verzweifeln – und jedes Mal staunen. Am dankbarsten bin ich ihr 
jedoch für unsere gemeinsamen Gespräche, die sich selten um juristische Themen 
drehen und meine größte Freude sind.

München, im Oktober 2025 Arne Conen
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Einführung

„Virenschutz statt Datenschutz?“1 Das fragen Marc Brost und Xifan Yang in 
einem Artikel in der Wochenzeitung „Die Zeit“ aus dem November 2020. An der 
Fragestellung wird deutlich, dass Datenschutz gerade in der COVID-19-Pandemie 
regelmäßig mehr als Hindernis denn als Schutz persönlicher Freiheit wahrgenom
men wird. So nannte auch Baden-Württembergs Ministerpräsident Winfried 
Kretschmann die Corona-Warn-App aufgrund datenschutzrechtlicher Anforderun
gen „nur eine Krücke“2. Manch einer spricht hinsichtlich des Datenschutzes schon 
von „Deutschlands letzte[r] heilige[n] Kuh“3 oder einem „Supergrundrecht“4, das 
drohe, alle anderen Grundrechte zu verdrängen.

Tatsächlich sind personenbezogene Daten und dementsprechend auch ihr Schutz 
heutzutage allgegenwärtig. Kaum eine Internetseite kann geöffnet werden, ohne 
dass ein datenschutzrechtlicher Hinweis erscheint. Datenschutz stellt eine „Quer
schnittsmaterie“5 dar, die alle Lebensbereiche erfasst. Es überrascht daher nicht, 
dass auch deutsche Gerichte Informationen zum Datenschutz in der Justiz heraus
gegeben haben.6 Dies ist konsequent, verarbeiten doch gerade die Gerichte in den 
unterschiedlichsten Situationen teilweise äußerst sensible personenbezogene Daten.

Dennoch ist diese Entwicklung neu, entsprach es doch bis in die jüngere Ver
gangenheit einhelliger Ansicht, dass auf gerichtliche Datenverarbeitungen die all

1 Brost/Yang, Virenschutz statt Datenschutz?, Die Zeit 47/2020 (11. 11. 2020), editiert am 
16. 11. 2020, zuletzt abgerufen am 16. 08.2025 unter: https://www.zeit.de/2020/47/corona-app- 
virenschutz-datenschutz-deutschland-suedkorea-taiwan.

2 Vgl. dpa, Kretschmann: Warn-App wegen Datenschutz „nur eine Krücke“, Süddeutsche 
Zeitung (28. 02. 2021), zuletzt abgerufen am 16.08. 2025 unter: https://www.sueddeutsche.de/ 
gesundheit/gesundheit-stuttgart-kretschmann-warn-app-wegen-datenschutz-nur-eine-kruecke- 
dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-210228-99-624797.

3 Iken, Datenschutz – Deutschlands letzte heilige Kuh, Hamburger Abendblatt (21. 11. 
2020), zuletzt abgerufen am 16. 08. 2025 unter: https://www.abendblatt.de/article230967058/ 
Datenschutz-Deutschlands-letzte-heilige-Kuh.html.

4 Müller, Supergrundrecht Datenschutz, Frankfurter Allgemeine Zeitung (aktualisiert am 
19. 07. 2013), zuletzt abgerufen am 16. 08. 2025 unter: https://www.faz.net/aktuell/politik/staat- 
und-recht/bundesverfassungsgericht-supergrundrecht-datenschutz-12286801.html.

5 Brink, Die mühsame Anreise durch Datenschutz-Deutschland: Das „Omnibus-Gesetz“, 
netzpolitik.org (14. 11. 2018), zuletzt abgerufen am 16. 08. 2025 unter: https://netzpolitik.org/2 
018/die-muehsame-anreise-durch-datenschutz-deutschland-das-omnibus-gesetz/.

6 Vgl. beispielsweise die Informationen zum Datenschutz in sonstigen Verfahren des AG 
Heidelberg, abrufbar unter https://amtsgericht-heidelberg.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Ser 
vice/Informationen+zum+Datenschutz+in+sonstigen+Verfahren (zuletzt abgerufen am 16. 08. 
2025).

https://www.zeit.de/2020/47/corona-app-virenschutz-datenschutz-deutschland-suedkorea-taiwan
https://www.zeit.de/2020/47/corona-app-virenschutz-datenschutz-deutschland-suedkorea-taiwan
https://www.sueddeutsche.de/gesundheit/gesundheit-stuttgart-kretschmann-warn-app-wegen-datenschutz-nur-eine-kruecke-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-210228-99-624797
https://www.sueddeutsche.de/gesundheit/gesundheit-stuttgart-kretschmann-warn-app-wegen-datenschutz-nur-eine-kruecke-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-210228-99-624797
https://www.sueddeutsche.de/gesundheit/gesundheit-stuttgart-kretschmann-warn-app-wegen-datenschutz-nur-eine-kruecke-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-210228-99-624797
https://www.abendblatt.de/article230967058/Datenschutz-Deutschlands-letzte-heilige-Kuh.html
https://www.abendblatt.de/article230967058/Datenschutz-Deutschlands-letzte-heilige-Kuh.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/staat-und-recht/bundesverfassungsgericht-supergrundrecht-datenschutz-12286801.html
https://www.faz.net/aktuell/politik/staat-und-recht/bundesverfassungsgericht-supergrundrecht-datenschutz-12286801.html
https://netzpolitik.org/2018/die-muehsame-anreise-durch-datenschutz-deutschland-das-omnibus-gesetz/
https://netzpolitik.org/2018/die-muehsame-anreise-durch-datenschutz-deutschland-das-omnibus-gesetz/
https://amtsgericht-heidelberg.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Service/Informationen+zum+Datenschutz+in+sonstigen+Verfahren
https://amtsgericht-heidelberg.justiz-bw.de/pb/,Lde/Startseite/Service/Informationen+zum+Datenschutz+in+sonstigen+Verfahren


gemeinen Datenschutzgesetze nur eingeschränkt Anwendung fänden.7 Grund dafür 
war die Subsidiaritätsklausel des § 1 Abs. 3 S. 1 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
a. F., wonach einzelne bereichsspezifische Rechtsvorschriften die allgemeinen da
tenschutzrechtlichen Bestimmungen verdrängten.

Die Einführung der seit dem 25. Mai 2018 geltenden Datenschutz-Grundver
ordnung8 (DSGVO) hat nun zu umfassenden Neuerungen im deutschen Daten
schutzrecht geführt. Kennzeichnend für die DSGVO ist, dass ihr zum einen ein 
weiter Anwendungsbereich zukommt, der regelmäßig auch gerichtliche Datenver
arbeitungen erfasst.9 Zum anderen enthält die Verordnung keine Subsidiaritäts
klausel, aufgrund derer nationale verfahrensrechtliche Vorschriften die allgemeinen 
Bestimmungen des Datenschutzrechts verdrängen können. Der Ansicht, wonach 
das Prozessrecht datenschutzrechtliche Fragen abschließend regelt, ist somit die 
Grundlage entzogen. In der Folge ist das Verhältnis von Datenschutzrecht und 
Prozessrecht mit Einführung der DSGVO neu zu vermessen.

Dabei muss berücksichtigt werden, dass die DSGVO als europäische Verord
nung gem. Art. 288 Abs. 2 AEUV in allen Mitgliedstaaten der EU unmittelbar an
wendbar ist. Zudem kommt ihr ein Anwendungsvorrang gegenüber dem mitglied
staatlichen Recht zu.10 Anstatt die datenschutzrechtlichen Vorschriften zu verdrän
gen, kommt das nationale Prozessrecht nun nur insoweit zur Anwendung, wie es mit 
der Verordnung vereinbar ist. Es ist daher nicht übertrieben, davon zu sprechen, 
dass die Einführung der DSGVO das Verhältnis von Datenschutz- und Prozessrecht 
auf den Kopf gestellt hat.

A. Fragestellung

Fraglich ist vor diesem Hintergrund, welchen Einfluss datenschutzrechtliche 
Bestimmungen auf die Arbeit der Gerichte haben. Zwar weist ErwG. 4 S. 2 
DSGVO darauf hin, dass das Recht auf Schutz personenbezogener Daten kein un
eingeschränktes Recht ist und im Hinblick auf seine gesellschaftliche Funktion 
gesehen und unter Wahrung des Verhältnismäßigkeitsprinzips abgewogen werden 
muss. Zudem ergänzt auch ErwG. 4 S. 3 DSGVO, dass die Verordnung u. a. das 
Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf und ein faires Verfahren achtet. Unklar 

7 Vgl. Knöfel, RIW 2010, 403, 405; Prütting, ZZP 106 (1993), 427, 438 f.; Wagner, ZZP 
108 (1995), 193, 195 f.

8 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 
2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord
nung).

9 Ausführlich dazu im zweiten Kapitel.
10 Ständige Rechtsprechung des EuGH seit dem Urteil v. 15. 07. 1964, C-6/64 (Costa/ 

E.N.E.L.), NJW 1964, 2371, 2372.
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bleibt aber, ob es sich hierbei um bloße Lippenbekenntnisse handelt oder ob die 
DSGVO den nationalen Gerichten tatsächlich ausreichend Spielraum lässt, ihren 
Pflichten effektiv nachzukommen.

Zur Beantwortung dessen wird in der vorliegenden Arbeit die Anwendbarkeit 
der datenschutzrechtlichen Vorschriften auf gerichtliche Datenverarbeitungen 
nachgewiesen und aufgezeigt, welche materiellen Anforderungen das Daten
schutzrecht in diesem Zusammenhang abstrakt aufstellt. Im Anschluss soll dann 
konkret am Beispiel des Anlegens von Prozessakten und der Akteneinsicht gem. 
§ 299 ZPO untersucht werden, inwiefern das geltende Zivilprozessrecht diesen 
materiellen Anforderungen gerecht wird.

B. Themenbegrenzung

Selbstverständlich üben Gerichte auch unabhängig vom Anlegen von Prozess
akten und der Akteneinsicht in einer Vielzahl von Situationen datenschutzrechtlich 
relevante Tätigkeiten aus. In jedem dieser Fälle stellt sich die Frage, ob die pro
zessualen Vorschriften den datenschutzrechtlichen Anforderungen gerecht werden. 
Jedoch jeden dieser Fälle auf seine Vereinbarkeit mit der DSGVO hin zu untersu
chen, würde den Rahmen dieser Arbeit überschreiten. Insofern sei auf die abstrakten 
Anforderungen verwiesen, die die DSGVO an gerichtliche Datenverarbeitungen 
stellt und die im ersten Teil der Arbeit herausgearbeitet werden.

Weiterhin wird in dieser Arbeit ausschließlich untersucht, welche datenschutz
rechtlichen Vorgaben durch die Gerichte erfüllt werden müssen. Welche Anforde
rungen die DSGVO in Fällen von gerichtlichen Datenübermittlungen hingegen an 
die Empfänger der Daten stellt, wird nicht untersucht.

Schließlich soll noch darauf hingewiesen werden, dass diese Arbeit zwischen 
materiellen und formellen Anforderungen an Datenverarbeitungen unterscheidet. 
Die materiellen Anforderungen ergeben sich aus dem zweiten Kapitel der 
DSGVO11. Dazu zählt beispielsweise das Erfordernis der Rechtmäßigkeit der Da
tenverarbeitung. Auf dieses und weitere materielle Anforderungen wird in der Un
tersuchung umfassend eingegangen. Davon abzugrenzen sind die formellen An
forderungen, insbesondere in Form von Informations-12 und technisch-organisato
rischen Pflichten13. Diese werden in der vorliegenden Arbeit weitgehend ausge
klammert.

11 Art. 5–11 DSGVO.
12 Z. B. Art. 12 ff. DSGVO.
13 Z. B. Art. 24 und 30 DSGVO.
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